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Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24. Mai
2002 geÃ¤ndert. Die Beklagte wird verurteilt, dem KlÃ¤ger Arbeitslosengeld fÃ¼r
die Zeit vom 1. April bis zum 22. Juni 1999 zu zahlen. Im Ã�brigen wird die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die HÃ¤lfte der
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Streitig sind der Eintritt einer Sperrzeit und dessen Folgen.

Die Beklagte gewÃ¤hrte dem 1944 geborenen KlÃ¤ger, der durch
Aufhebungsvertrag gegen eine Abfindung von 138.854,18 DM zum 31. Januar 1996
aus einem langjÃ¤hrigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ausgeschieden und
anschlieÃ�end selbstÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig gewesen war, antragsgemÃ¤Ã� ab 2.
Januar 1998 Arbeitslosengeld mit einer Anspruchsdauer von 789 Kalendertagen. In
der Folgezeit ergingen mehrere Ã�nderungsbescheide.

Am 16. MÃ¤rz 1999 Ã¼bersandte die Beklagte dem KlÃ¤ger einen
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Vermittlungsvorschlag fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit als Technischer Sachbearbeiter bei der
WBG W â�¦ In einer persÃ¶nlichen Vorsprache bei der Beklagten beantragte er am
23. MÃ¤rz 1999 â��Urlaubâ�� fÃ¼r eine USA-Reise, der ihm bewilligt wurde.
Ausweislich des Beratungsvermerks gab er dabei an, demnÃ¤chst hinsichtlich des
Vermittlungsvorschlages einen Vorstellungstermin zu haben.

Die WBG W. teilte der Beklagten unter dem 30. MÃ¤rz 1999 mit, der KlÃ¤ger habe
sich nicht gemeldet, vorgestellt oder beworben. In einer â��ErklÃ¤rung Ã¼ber das
Nichtzustandekommen eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissesâ�� vom 16. April 1999
gab der KlÃ¤ger an, er sei vom 24. bis 31. MÃ¤rz 1999 auf einer Reise in den USA
gewesen. In seiner NaivitÃ¤t sei er davon ausgegangen, dass eine Vorstellung nach
dem Urlaub ausreichend sei und habe sich am 12. April 1999 mit dem Arbeitgeber
in Verbindung gesetzt. Das Ergebnis wird nicht mitgeteilt. Die Arbeitsvermittlerin
vermerkte dazu, der KlÃ¤ger habe bei der Urlaubsanmeldung den Eindruck erweckt,
ein Vorstellungstermin sei bereits vereinbart. Ansonsten wÃ¤re der Urlaub nicht
bewilligt worden.

Mit Bescheid vom 22. April 1999 stellte die Beklagte den Eintritt einer Sperrzeit vom
31. MÃ¤rz 1999 bis zum 22. Juni 1999 fest. Die Sperrzeit mindere den Anspruch auf
Arbeitslosengeld um 84 Tage. Gleichzeitig hob die Beklagte die
Leistungsbewilligung fÃ¼r den 31. MÃ¤rz 1999 auf und forderte das fÃ¼r diesen
Tag gezahlte Arbeitslosengeld in HÃ¶he von 45,97 DM zurÃ¼ck. Die ab 1. April
1999 eingestellte Leistung wurde ab dem 23. Juni 1999 wiederbewilligt.

Der Widerspruch des KlÃ¤gers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 16. Juni
1999). Klage wurde â�� zunÃ¤chst â�� nicht erhoben.

Eine die Sperrzeit betreffende Eingabe des KlÃ¤gers vom 6. April 2000 wertete die
Beklagte als Ã�berprÃ¼fungsantrag, den sie mit Bescheid vom 26. April 2000
ablehnte. Ferner stellte der KlÃ¤ger auf Anregung der Beklagten mit Datum vom 2.
Juli 2000 einen weiteren Ã�berprÃ¼fungsantrag, der mit Bescheid vom 6. Juli 2000
abgelehnt wurde.

In der Folgezeit wandte sich der KlÃ¤ger erfolglos in mehreren Eingaben an den
PrÃ¤sidenten der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit, an die â��Hauptstelleâ�� in
NÃ¼rnberg und an den Bundesminister fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung. In diesem
Rahmen teilte die Mitarbeiterin G. der WBG W. auf Befragen der Beklagten mit, sie
selbst sei fÃ¼r die Besetzung der Stelle zustÃ¤ndig und in dem maÃ�geblichen
Zeitraum im Betrieb anwesend gewesen. Bei einer Abwesenheit werde sie
vertreten. Der KlÃ¤ger sei ihr nicht bekannt. Die Stelle sei noch nicht besetzt
gewesen und der dann eingestellten Mitarbeiterin frÃ¼hestens Mitte April 1999
zugesagt worden.

Am 24. September 2001 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Berlin wegen der
Sperrzeit erhoben. FÃ¼r ihn sei es viel Geld, um das es sich zu kÃ¤mpfen lohne.
Das Sozialgericht hat die als auf Aufhebung des Bescheides vom 22. April 1999 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 16. Juni 1999 gerichtet angesehene
Klage durch Urteil vom 24. Mai 2002 abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung
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ausgefÃ¼hrt, diese sei unzulÃ¤ssig, weil die einmonatige Klagefrist versÃ¤umt sei
und WiedereinsetzungsgrÃ¼nde nicht vorlÃ¤gen.

Gegen das ihm am 28. Juni 2002 zugestellte Urteil richtet sich die am 13. Juli 2002
erhobene Berufung des KlÃ¤gers, mit der er die Beseitigung der Sperrzeit und die
Zahlung von Arbeitslosengeld fÃ¼r den Sperrzeitzeitraum erstrebt. Er beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24. Mai 2002 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 22. April 1999 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16. Juni
1999 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Arbeitslosengeld fÃ¼r die
Zeit vom 31. MÃ¤rz bis zum 22. Juni 1999 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und meint, nach so langer Zeit
kÃ¶nne der KlÃ¤ger die Beseitigung der Sperrzeit und die Zahlung von Leistungen
nicht mehr verlangen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die zwischen den Beteiligten
gewechselten SchriftsÃ¤tze sowie auf den sonstigen Akteninhalt verwiesen. Die
Prozessakte des Sozialgerichts Berlin. sowie die den KlÃ¤ger betreffende
Leistungsakte der Beklagten. haben dem Senat vorgelegen und sind Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgerecht (Â§ 151 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-) erhobene
sowie statthafte (Â§ 144 SGG) Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig und sachlich
teilweise auch begrÃ¼ndet. Allerdings muss sie ohne Erfolg bleiben, soweit der
KlÃ¤ger weiterhin die Aufhebung des Bescheides vom 22. April 1999 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16. Juni 1999 begehrt, in dem der Eintritt einer
Sperrzeit festgestellt, die Anspruchsdauer um 84 Tage gemindert sowie die
Bewilligung von Arbeitslosengeld fÃ¼r den 31. MÃ¤rz 1999 aufgehoben wurde. Da
die dagegen gerichtete Klage nicht innerhalb der Frist von einem Monat nach
Zugang des Widerspruchsbescheides erhoben wurde, hat sie das Sozialgericht, auf
dessen BegrÃ¼ndung wegen der Einzelheiten insoweit verwiesen wird, zutreffend
als unzulÃ¤ssig abgewiesen.

Indes hat der KlÃ¤ger mit seiner Klage nicht nur die Aufhebung des
â��Sperrzeitbescheidesâ�� begehrt, sondern auch die Zahlung von
Arbeitslosengeld fÃ¼r den Sperrzeitzeitraum (vgl. den Schriftsatz vom 2. April 2002:
â��FÃ¼r mich ist es viel Geld â�¦â��). Das Sozialgericht hat dieses Klagebegehren
nicht in den Klageantrag aufgenommen, mÃ¶glicherweise weil es davon
ausgegangen ist, die Beklagte werde ggf. â�� bei Aufhebung des
â��Sperrzeitbescheidesâ�� â�� den aus dem ursprÃ¼nglichen
Bewilligungsbescheid bestehenden Anspruch auf Arbeitslosengeld erfÃ¼llen. Ã�ber
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dieses â�� vom Sozialgericht mithin Ã¼bergangene â�� Klagebegehren (Zahlung)
kann der Senat im Berufungsverfahren entscheiden (vgl. Meyer-Ladewig,
Sozialgerichtsgesetz, 7. Auflage 2002, Â§ 99 Rdnr. 12 m.w.N.). Da die Klage auf
Zahlung (reine Leistungsklage) aus dem ursprÃ¼nglichen Bewilligungsbescheid
rechtlich unabhÃ¤ngig von der â�� fristgebundenen â�� Anfechtungsklage gegen
den â��Sperrzeitbescheidâ�� ist, konnte sie ohne Einhaltung einer Frist und damit
zulÃ¤ssig auch noch im September 2001 erhoben werden. FÃ¼r eine Zahlungsklage
besteht auch ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis, da es die Beklagte ausweislich der
ErklÃ¤rung ihrer Vertreterin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 15. April 2003
ausdrÃ¼cklich abgelehnt hat, einen Zahlungsanspruch des KlÃ¤gers aus dem
ursprÃ¼nglichen Bewilligungsbescheid zu erfÃ¼llen, der â�� ursprÃ¼ngliche â��
Bewilligungsbescheid kein Vollstreckungstitel und eine Zahlungsklage deshalb zur
Erlangung eines vollstreckbaren Titels erforderlich ist (vgl. Bundessozialgericht,
Urteil vom 27. MÃ¤rz 1980 â�� 10 RV 23/79 â�� SozR 1500 Â§ 54 SGG Nr. 40).

Die Zahlungsklage ist vorliegend im Wesentlichen auch begrÃ¼ndet. Die Beklagte
hat die ursprÃ¼ngliche Bewilligung von Arbeitslosengeld wegen des Eintritts der
Sperrzeit in dem Bescheid vom 22. April 1999 nur fÃ¼r den 31. MÃ¤rz 1999
aufgehoben und die Leistung fÃ¼r den Zeitraum ab 1. April 1999 lediglich
eingestellt. Ein Aufhebungsbescheid fÃ¼r diesen Zeitraum liegt nicht vor, es
besteht â�� wie die Vertreterin der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vom 15. April 2003 eingerÃ¤umt hat â�� auch kein Anhalt fÃ¼r die Erteilung eines
Aufhebungsbescheides. Eine eingestellte Leistung ist aber nach Â§ 331 Abs. 2 des
Sozialgesetzbuches, Drittes Buch â�� SGB III â�� â��unverzÃ¼glichâ��
nachzuzahlen, wenn der Bescheid, aus dem sich der Anspruch ergibt, einen Monat
(nach der bis zum 31. Juli 1999 geltenden Fassung; jetzt: zwei Monate) nach der
vorlÃ¤ufigen Einstellung der Zahlung nicht mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
aufgehoben ist. Das ist hier nicht geschehen. Der im Jahr 1999 entstandene
Anspruch ist auch nicht verjÃ¤hrt, da seit Ablauf dieses Jahres noch nicht vier Jahre
vergangen sind (Â§ 45 Abs. 1 des Sozialgesetzbuches, Erstes Buch â�� SGB I -). Die
Beklagte war deshalb zu verurteilen, das â�� eingestellte â�� Arbeitslosengeld fÃ¼r
die Zeit vom 1. April bis zum 22. Juni 1999 (nach-) zuzahlen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 19.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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